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Focus 
Das Landesmuseum in 
Zürich eröffnet eine neue 
Dauerausstellung. 13 

Salzkorn 
Den Lichthof eines Uni-Ge­
bäudes ziert die hochbedeut­
same «Wandarbeit» der 
Künstlerin Zilla Leutenegger. 
Das Werk mit dem Titel «Das 
Treppenhaus» zeigt Stiegen, die 
tiefer und höher gelegene 
Standorte verbinden. Eine 
Symbolik für den Aufstieg zur 
einsamen Topetage oder für den 
Sturz von der Karriereleiter. 
0 ja, man kann die Showtreppe 
des Lebens hinauf-und auch 
hinunterfallen. Chance und 
Risiko von «Stägeli uf, Stägeli 
ab» sollte angehende CE Os 
nachdenklich stimmen, war in 
dieser Zeitung zu lesen. 

Doch weit gefehlt. Die 
Künstlerin zeigte sich ziemlich 
irritiert, dass «die zukünftigen 
CE Os» von ihrem kreativen 
Mauerwerk und dessen beden­
kenswerter Botschaft kaum 
Notiz nahmen. Sie seien wohl so 
sehr mit sich und ihrer Zukunft 
beschäftigt, «dass sie wenig Zeit 
für anderes hätten». Eher ein 
geläufiges Klischee als eine 
wohlbegründete Einstufung von 
HSGlern und ihren Prioritäten. 
Vielleicht liegt die Kunst ja doch 
im Auge des Betrachters. Sogar 
an der HSG. W. W. 
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KLAR - wir produzieren 
alle Fenster in St.Gallen -
auch Kunststoff-Fenster! 

www.klarer.ch 
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Festival-Chefin tritt zurück 
Seraina Rohrer sagt im Interview, 
warum sie die Leitung der 
Solothurner Filmtage abgibt. 1s 

Heute im «A» 
Beate Vollack, die abtretende 
Tanzchefin des Theaters 
St. Gallen, blickt zurück. 

treit um Heiratsstrafe 
ist neu lanciert 

Steuerpolitik Die Volksabstimmung ist laut Bundesgericht ungültig. 
Ob das Volk erneut entscheiden kann, ist allerdings offen. 

AnnaWanner das schriftliche Urteil abwarten, hat, sondern dass das Parlament zwischen Mann und Frau sein 
dieses analysieren und dann das im selben Ausmass davon betraf- muss, akzeptieren heute weite 

Erstmals in der Geschichte des weitere Vorgehen festlegen.» Ge- fen war.» Es sei deshalb konse- Teile der Gesellschaft. 
Bundesstaats hat das Bundesge- mäss Staatsrechtlern ist es mög- quent, dem Parlament eine neue Kann der Bundesrat trotzdem 
richt eine nationale Abstimmung lieh, die Initiative dem Volk un- Beurteilung zu ermöglichen. Da- über das Parlament hinweg ent-
für ungültig erklärt. Formal be- mittelbar vorzulegen. Denn das durch erhofft sich die Partei, ei- scheiden, den parlamentarischen 
deutet das: Das Volk muss ein Bundesgericht hat nur das Ab- nen Gegenvorschlag zu erarbei- Weg auszulassen und direkt zur 
zweites Mal über die CVP-Initia- stimmungsresultat für ungültig ten, der die Hauptforderung der Volksabstimmung zu schreiten? 
tive zur Abschaffung der Heirats- erklärt, nicht aber die parlamen- CVP zwar aufnimmt, die steuer- Staatsrechtler halten dies für 
strafe befinden. tarische Debatte oder den vorge- liehe Ungleichbehandlung von «heikel». Es käme einer Desa-

Ob es zu einem Urnengang lagerten Bundesratsentscheid. verheirateten und unverheirate- vouierung gleich, würde der 
kommt, ist jedoch unklar. Über Allein: Im Interesse der Ini- ten Paaren abzuschaffen. Gleich- Bundesrat gegen den Willen des 
das Vorgehen muss die Landes- tianten ist das nicht. Die CVP teilt zeitig könnte die Partei leidige Parlaments und vor allem gegen 
regierung entscheiden. Bundes- mit: «Das Urteil zeigt auf, dass Themen wie die Ehedefinition den Willen der Initianten innert 
präsident Ueli Maurer hält sich nicht nur das Stimmvolk auf Basis elegant ausklammern. Dass die kurzer Frist eine Abstimmung 
bedeckt: «Der Bundesrat wird von falschen Zahlen abgestimmt Ehe nicht zwingend ein Bund ankündigen. 2,3 

Weltweit einzigartiges Dokument des Frühmittelalters 
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Geschichte Kein vergleichbarer Architekturplan aus dem Frühmittelalter hat sich bis heute 
erhalten. Der auf 819 datierte St. Galler Klosterplan ist somit ein einzigartiges Dokument 
der hochstehenden Klosterkultur Europas. Morgen eröffnet Bundesrat Alain Berset dazu 
eine neue Ausstellung im St.Galler Stiftsbezirk. 10, 11 Bild:UrsBucher 

Ostschweizer 
Skigebiete ziehen 

positive Bilanz 

Wintersport Unterwasser hat sei­
ne Wintersaison als einziges Ost­
schweizer Skigebiet verlängert. 
Am Flumserberg, am Pizol und in 
Wildhaus ist die Wintersaison zu 
Ende. Die Bergbahnen ziehen 
eine positive Bilanz. Nach einem 
harzigen Saisonstart im Dezem­
ber lag ab Ende Jahr ausreichend 
Schnee. Insbesondere der son­
nenreiche Februar lockte viele 
Wintersportler auf die Pisten. Die 
Ostschweizer Skigebiete ver­
zeichneten diesen Winter 1,1 Pro­
zent mehr Gäste als im Vorjahr. 
Im Vergleich zum Fünfjahres­
durchschnittwaren es 5,2 Prozent 
mehr, wie Seilbahnen Schweiz 
in einer ersten Saisonbilanz 
schreibt. Der Umsatz ging um 
0,8 Prozent zuriick, stieg aber im 
Vergleich zum Fünfjahresdurch­
schnitt um 8,1 Prozent an. Nach­
dem die Schweizer Seilbahnen 
seit 2008 über Jahre Gäste aus 
den Euroländern verloren hatten, 
sind die Zahlen nun zum zweiten 
Mal in Folge gestiegen. Auf Grund 
des schwachen Frankens kamen 
auch wieder vermehrt Gäste aus 
Deutschland. (kbr) 29 

Schulweg 
beschäftigt Politik 
Vorstoss WenneinSchulwegfür 
ein Kind unzumutbar ist, sind 
nicht die Eltern, sondern der 
Schulträger für den Transport 
verantwortlich. Dafür gelten Kri­
terien, die jeweils im Einzelfall 
abgeklärt werden. Die Schul­
transporte für Gemeinden wür­
den zunehmen, heisst es in einer 
Interpellation von St. Galler Par­
lamentariern. Es gebe Gemein­
den, die das «praktisch und logis­
tisch» nicht mehr handhaben 
könnten. Die Regierung sieht 
kein Problem, wie aus ihrer Ant­
wort hervorgeht. (kbr) 31 

Stadler will das 
Volk begeistern 

Aktien Morgen Freitag geht der 
Schienenfahrzeugbauer Stadler 
an die Börse. Firmenpatron Peter 
Spuhler möchte, dass das Beteili­
gungspapier eine Volksaktie wird. 
Doch so einfach ist das nicht. 
Zum einen dürften Kleinanleger 
nur einen geringen Anteil am 
Unternehmen halten. Zum ande­
ren muss Stadler mit guten Leis­
tungen und damit verbunden mit 
einer guten Kursentwicklung und 
Dividendenpolitik die Investoren 
bei Laune halten. Gelenkt wird 
Stadler übrigens von lauter Ver­
mögensmillionären. (red) 7 
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IHKwarnt 
vor Mangel 

an Lehrlingen 

Demografie Die Ostschweizer 
Bevölkerung wächst gemäss den 
Szenarien des Bundes langsamer 
als jene der gesamten Schweiz. 
Doch damit nicht genug: St. Gal­
len und beide Appenzell müssen 
damit rechnen, dass die Zahl der 
Kinder und Jugendlichen sogar 
abnimmt, wie die Industrie- und 
Handelskammer (IHK) St. Gal­
len-Appenzell in einer aktuellen 
Auswertung schreibt. In der Ost­
schweiz sinke die Zahl der Jungen 
schon seit dem Jahr 2000 deut­
lich: Bei den 6- bis 18-Jährigen 
mussten die beidenAppenzell ei­
nen Rückgang von mehr als 
einem Viertel verkraften, in 
St. Gallen waren es 15 Prozent, im 
Thurgau 13 Prozent. Ob der Tief­
punkt damit bereits erreicht ist, 
hängt gemäss IHK von den Wan­
derungsbewegungen ab. Und 
hier steht der Thurgau besser da 
als der Rest der Ostschweiz. Ge­
mäss dem Referenzszenario des 
Bundes bis 2045 werde sich die 
Anzahl der Jungen im Thurgau 
stabilisieren, während sich 
St. Gallen und die beiden Appen­
zell auf einen anhaltenden Rück­
gang einstellen müssten. 

15 Prozent weniger 
innert 15 Jahren 

Die IHK warnt nun vor negativen 
Auswirkungen dieser Entwick­
lung auf die Berufslehre: Bis 
2009 sei die Zahl der Lehrlinge 
in der Ostschweiz gestiegen. «In­
zwischen hat aber ein deutlicher 
Negativtrend eingesetzt» - und 
dieser werde laut den Szenarien 
des Bundes anhalten. Zu erwar­
ten sei, dass St.Gallen bis 2023 
gegenüber dem Höhepunkt von 
2009 rund 15 Prozent verliere, im 
Thurgau und in Ausserrhoden 
dürften es rund 10 Prozent sein. 
Im pessimistischsten Szenario 
des Bundes würde sich die Zahl 
der Lehrlinge nicht mehr erholen. 
«In der Schweiz als Ganzes fällt 
der Rückgang kleiner und die fol­
gende Erholung kräftiger aus.» 
Diese Szenarien betreffen natür­
lich auch die Maturitätsschulen. 
Diese hätten jedoch zahlenmäs­
sig eine «relativ kleine Bedeu­
tung» gegenüber der Berufsleh­
re, so die IHK: 2017 besuchten in 
St. Gallen rund 2600 Jugendliche 
eine Maturitätsschule, während 
sich rund 18 000 in einer Lehre 
befanden. (av) 

22 Millionen für 
neue Bibliothek 

Umbau Die Liechtensteinische 
Landesbibliothek braucht mehr 
Platz: Sie soll ins Post- und Ver­
waltungsgebäude im Zentrum 
von Vaduz umziehen. Für dessen 
Umbau beantragt die Regierung 
dem Parlament 22 Millionen 
Franken. Heute ist die Landes­
bibliothek in den oberen Etagen 
eines anderen Verwaltungsge­
bäudes untergebracht. Die Hälfte 
des Medienbestandes ist ausge­
lagert und nicht direkt verfügbar. 
Die engen Platzverhältnisse las­
sen laut der Regierung auch die 
Entwicklung der Bibliothek zu 
einem Lern-und Begegnungsort 
nicht zu. Mit dem Einzug der 
Bibliothek ins Post- und Verwal­
tungsgebäude müssen dort be­
stehende Arbeitsplätze weichen. 
Sie sollen ins Dienstleistungszen­
trum der Landesverwaltung ver­
legt werden. Für dessen Erweite­
rung ist ein Kredit von 14 Millio­
nen Franken beantragt. (av) 
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Zu viel Aufwand für den chulweg 
Verkehr Beim Schultransport würden St. Galler Gemeinden an ihre Grenzen stossen, Eltern sollten ihre Kinder 

besser unterstützen. Das fordern drei Kantonsräte. Die Regierung sieht kein Problem. 

Katharina Brenner 
katharina.brenner@tagblatt.ch 

Christoph Gull ist überzeugt: 
«Die Distanzen und die Schulwe­
ge, die als unzumutbar eingestuft 
werden, sind immer kürzer und 
einfacher.» Der Gemeindepräsi­
dent von Flums (SVP) hat mit 
zwei weiteren Parlamentariern 
vom Walensee eine entsprechen­
de Interpellation eingereicht. 
Dass sie aus einer ländlichen, 
weitläufigen Region kommen, 
passt. Sie verweisen auf abgele­
gene Weiler, in denen Häuser für 
Jungfamilien «erschwinglich» 
sind. Einige Gemeinden könnten 
den Schultransport «praktisch 
und logistisch» nicht mehr leis­
ten, da Eltern ihre Verantwortung 
auf die Schulen abschieben wür­
den. 

In ihrer Antwort weist die 
St.Galler Regierung daraufhin, 
dass der ordentliche Schulweg 
zwischen Elternhaus und Schule 
«grundsätzlich» in der Verant­
wortung der Eltern liegt, «soweit 
er dem Schulkind zumutbar ist». 
Für den Transport von Schülerin­
nen und Schülern mit unzumut­
barem Schulweg «sorgen die 
Schulträger». 

Was ist ein unzumutbarer 
Schulweg? «Juristisch ein un­
bestimmter Rechtsbegriff», 
schreibt die Regierung. Die Zu­
mutbarkeit eines Schulwegs sei 
gestützt auf «eine Würdigung der 
Gesamtumstände im konkreten 
Einzelfall zu beurteilen». Insbe­
sondere seien «die Person des 
Schulkindes» - sein Alter, sein 
Entwicklungsstand und seine Ge­
sundheit- die Art des Schulwegs, 
«Distanz, Marschzeit, Höhen­
unterschied, Witterungsverhält­
nisse» sowie die «kognitive und 
emotionale Beanspruchung», 
also «Angstfaktoren wie Tiere, 
Wälder, Dunkelheit oder Gewit­
ter» und die sich «daraus erge­
bende Gefährlichkeit» zu berück­
sichtigen. Dies folge «objektiven 
Kriterien; ob ein Weg subjektiv als 

Eltern sollten ihre Kinder besser auf den Schulweg vorbereiten, finden die Interpellanten. 

lang, schlecht begehbar oder ge­
fii.hrlich empfunden wird, muss 
ausser Betracht bleiben». 

350 000 Franken für 
den Schulbus pro Jahr 

Erich Zoller, Gemeindepräsident 
von Quarten ( CVP) und einer der 
Interpellanten, genügt das nicht. 
In vielen Rechtsbereichen gebe es 
klare Vorgaben durch Gesetze 
oder Verordnungen, beispielswei­
se beim Strassenverkehr oder bei 
den Steuern. «Wieso für den zu­
mutbaren Schulweg keine klaren 
quantitativen Kriterien erlassen 
werden können, ist mir schleier­
haft.» Ein Gesetz sei «aufgrund 
der vielfältigen Lebensrealität 
nicht möglich», so die Regierung. 

Quarten gibt gemäss Zoller jähr­
lich 350 000 Franken für Schü­
lertransporte aus. Den gleichen 
Betrag nennt Gull für Flums. Vor 
einigen Jahren habe die Gemein­
de einen eigenen Schulbus für 
75 000 Franken anschaffen müs­
sen, vor kurzem «gar noch einen 
zweitenfürrund35 000 Franken. 
Es geht also schon ins Geld.» Für 
ihn persönlich stünden die Kosten 
allerdings nicht im Vordergrund, 
sondern «die Sicherheit der 
Kinder». Die Regierung schreibt, 
sie verfüge über keine Informa­
tionen, «wonach kommunale 
Schulträger Schülertransporte 
aus Kostengründen nicht gewähr­
leisten würden». Gemeinden 
müssen nicht «in jedem Fall ei-

nen Schulbus einrichten», sie 
können auch die Abokosten für 
den ÖV übernehmen oder den 
Transport an eine privates Unter­
nehmen delegieren. Zudem be­
stehe bei einem unzumutbaren 
Schulweg kein Anspruch eines 
Transports «von Tür zu Tür». Es 
bleibe die Möglichkeit, «Schul­
kinder zur Förderung der Bewe­
gung, der Sozialisierung oder aus 
Kostengründen Teile des Schul­
wegs zu Fuss zurücklegen zu las­
sen, die für sich betrachtet zumut­
bar sind.» Die Verantwortung für 
diese Abschnitte liegt bei den El­
tern. 

Darauf setzen die Interpel­
lanten: «Es sollte doch möglich 
sein», dass die Verantwortung 

Bild: Dominic Favre/Keystone 

des Schulwegs, «jedenfalls bis 
zur offiziellen Haltestelle», wie­
der an die Eltern zurückgegeben 
werde, schreiben sie. Die Diskus­
sion erinnert auch an jene rund 
um Elterntaxis. 

Regierung sieht diese 
Tendenz nicht 

Eine Tendenz, dass Eltern die 
Verantwortung für den Schulweg 
zunehmend auf die Schule über­
tragen würden, sieht die Regie­
rung nicht. Die Entscheide der 
zuständigen Instanzen - Rekurs­
stellen Volksschule und Verwal­
tungsgericht - würden diesen 
Eindruck nicht vermitteln. Chris­
toph Gull sagt, das stimme «ein­
fach nicht». 

Ärger über Wohnturm-Pläne in Arbon 
Bauprojekt Anstelle des Hotels Metropol in Arbon soll eine Überbauung mit zwei über 40 Meter hohen 

Türmen entstehen. An einer Infoveranstaltung äusserten sich Bürger kritisch zum Vorhaben. 

An den Plänen für das «Metro­
pol»-Gelände in Arbon scheiden 
sich die Geister. Der General­
unternehmer HRS will auf dem 
Areal des Hotels zwei über 40 
Meter hohe Türme mit exklusi­
ven Wohnungen bauen. «Riva» 
heisst das Projekt. An einer Info­
veranstaltung am Dienstag nah­
men 150 Personen teil, und bei 
manchen lagen die Nerven blank. 

Eine Mehrheit der Arboner 
wolle nichts vom Vorhaben wis­
sen, sagte eine Frau. «Wir möch­
ten, dass das Hotel Metropol ab­
gerissen und im gleichen Stil wie­
der aufgebaut wird.» Andere 
Bürger konnten nicht verstehen, 
warum an dieser Stelle jetzt plötz­
lich doch möglich sein soll, was 
vor wenigen Monaten noch un­
möglich schien. Im letzten Okto­
ber habe der Stadtrat im Zusam­
menhang mit der laufenden Re­
vision der Ortsplanung offiziell 
erklärt, das «Metropol»-Areal sei 
kein Standort für Hochhäuser, 
riefen diverse Besucher der Ver-

sammlung in Erinnerung. Stadt­
rat Peter Gubser vertrat diese 
Haltung sogar öffentlich an einer 
Veranstaltung der CVP. Die Be­
hörde habe ihre Meinung geän­
dert, weil sie den Gestaltungs­
plan unbedingt zur Abstimmung 
habe bringen wollen, sagte Stadt­
präsident Andreas Balg am 
Dienstagabend. Architekt Kurt 
Sonderegger hält das Vorgehen 
der Stadt für widerrechtlich. Das 
Projekt «Riva» verstosse gegen 

diverse Vorschriften und lasse 
sich auch nicht mit dem Bundes­
inventar der schützenswerten 
Ortsbilder der Schweiz vereinen. 
Dieses einfach ausser Acht zu las­
sen, sei nicht zulässig, wie das 
Bundesgericht2007ineinemFall 
in der Gemeinde Rüti entschie­
den habe. «Die Ortsbildkommis­
sion hat umgehend interveniert, 
seitens des Stadtrats gab es aber 
keine Reaktion.» Für Sonder­
egger ist darum klar: «Wir müs-

So soll der Eingangsbereich des «Riva» aussehen. Bild:PD 

sen Nein sagen zum Gestaltungs­
plan und zur Zonenänderung.» 
Ein Stadtrat, der nach der Pfeife 
von Investoren tanze, «ist für Ar­
bon unwürdig. Und dass er dieses 
Geschäft noch eineinhalb Mona­
te vor Amtsende durchboxen will, 
ist es ebenfalls.» 

Ein neues «Metropol» 
wird es nicht geben 

Stadtpräsident Balg verteidigte 
das Vorgehen. Der alte Stadtrat 
ebne so der neuen Behörde den 
Weg und mache es ihr einfacher. 
Die Lage des Geländes am See 
verlange nach einer architekto­
nisch hervorragenden Lösung. 
Das «Riva» erfülle alle Wünsche 
und könne zu einem «Leucht­
turm» werden. Wer Nein zu die­
sem Vorhaben sage, bekomme 
auch nicht einfach das «Metro­
pol» zurück. Dieses sei endgültig 
Geschichte, heisst es bei der HRS. 
Dass irgendetwas anderes auf der 
Parzelle gebaut wird, stehe aus­
ser Frage. Denkbar sei, dass die 

HRS ein neues Projekt entwickle 
im Rahmen des bestehenden 
Baureglements, wenn das «Riva» 
beim Volk durchfalle, sagte Balg. 
«Ein Leuchtturm wird es sicher 
nicht sein.» Es werde auch kein 
hochstehendes Gastroangebot 
geben wie es im «Riva» geplant 
sei, und kein Hotel im Saurer­
Werk Zwei, das die HRS über den 
Bau der beiden Wohntürme fi­
nanzieren will. 

Verloren ginge bei einem 
Nein ausserdem der ungehinder­
te Zugang aufs «Metropol»-Ge­
lände, befürchtete ein Besucher. 
So weit dürfe es nicht kommen, 
sagte Architekt Marius Hug. «Wir 
brauchen an dieser besonderen 
Lage Raum für die Öffentlich­
keit.» Das Projekt «Riva» sei eine 
«riesige Chance», die sichArbon 
nicht entgehen lassen dürfe. «Es 
wäre das Tor zu einem Stadtteil, 
der sich völlig verändert.» 

Markus Schach 
ostschweiz@tagblatt.ch 
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